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In Basel-Stadt findet seit Jahrzehnten ein kontinuierlicher Parkplatzabbau statt. Nebst den 
formell publizierten Rückbau- und Umgestaltungsmassnahmen, sind vor allem die zahlreichen 
Einzelmassnahmen in den Quartieren äusserst stossend. So ist regelmässig von Berichten 
seitens betroffener Anwohner und Gewerbetreibenden zu lesen, welche vom einen Tag auf 
den anderen nicht mehr in der Nähe ihrer Wohnung bzw. ihres Geschäfts parkieren können, 
da ohne Vorankündigung entsprechende Parkfelder aufgehoben oder ummarkiert wurden. So 
gab es beispielsweise im Mai 2015 einen Entscheid des Amts für Mobilität - auf Ersuchen 
eines Anwohners - kurzerhand in der Reichensteinerstrasse ein Güterumschlagsfeld zu 
Gunsten eines zusätzlichen Veloparkfelds aufzuheben. 

Besonders stossend dabei ist, dass die ansässigen Anwohner und Gewerbebetriebe vom 
Kanton über solche Vorgänge nicht informiert werden müssen. Das liegt daran, dass es sich 
hierbei lediglich um einfache Markierungsänderungen handelt, welche nicht im Kantonsblatt 
publiziert werden und gegen die es somit auch keine Rechtsmittel gibt. Folglich kann der 
Kanton ungeachtet der Anliegen der Anwohner oder des ansässigen Gewerbes nach eigenem 
Gutdünken Ummarkierungen vornehmen. 

Die Anzugsteller erachten es deshalb als rechtsstaatlich angemessen, dass betroffene 
Anwohner und Unternehmen ihre anfälligen Einwände gegen entsprechende Ummarkierungen 
einbringen können, damit diese berücksichtigt werden. Denn es sind schlussendlich die 
Anwohner sowie die Gewerbetreibenden bzw. deren Kunden, die von dieser Situation 
betroffen sind: Sie müssen erheblich längere Distanzen zurücklegen, um in der Nähe ihrer 
Wohnung oder Geschäft ein Parkfeld für ihr Auto zu finden. Dies führt schliesslich nicht nur zu 
mehr Parksuchverkehr und Emissionen, sondern auch zu grossem Unmut unter den 
Gewerbetreibenden, Besuchern und Anwohnern, welche sich von der Verwaltung übergangen 
fühlen. 

Um dem entgegenzuwirken, bitten die Unterzeichnenden den Regierungsrat zu prüfen und zu 
berichten, ob: 

- sie auch der Meinung ist, dass eine Ummarkierung und Aufhebung von 
Einzelparkplätzen ohne Rechtseinsprachemöglichkeit der Anwohnenden zu Unmut führt; 

- sie eine Publikation von solchen Ummarkierungen im Kantonsblatt mit entsprechender 
Rechtsmittelbelehrung unterstützt. 
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